* kungsanlagen von Staatseiſenbahnen erforderlichen Mittel, welche 
Die Diskuſſion erſtreckt ſich zunächſt auf die SS 1—4 der Vorlage 


und I der Kommiſſionsbeſchlüſſe. 
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Amtliches. 
Berlin, 23. Februar. Der Kaiſer hat dem Geheimen Negiſtrator 
beim Reichsamt des Innern, Heidenreich den Charakter als Kan leirath 


| Neunundachtzigſter Jahrgang. 


Freitag, 24. Februar. 


Das Abonnement auf dieſes täglich drei Mal er» 
ſcheinende Blatt beträgt vierteljährlich für die Stadt 
fen 4½ Mark, für ganz Deutschland 5 Mark 46 Pf. 
eſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten des deut⸗ 
ſchen Reiches an. 


dern als eine = 3 i 
der öffentlichen Wohlfahrt im Intereſſe der Aufſchließung großer 
Strecken zu Verkehrs⸗ und militäriſchen Zwecken. Die Eiſenbabnver⸗ 
waltung wirkt auf alle Stgatsperhäftniſſe zurück. Sollen wir fie nun 
ſich ſelbſt überlaffen und ihre Wirkung auf den Staat dadurch abs 
ſchwächen, daß die Regierung als ſolche auf ſie keinen Einfluß haben 
ſollte? Darunter würden die Eiſenbahnen felbft am meiſten leiden. 
Abg. v. Hüne: Daß der Finanz und nicht der Arbeits miniſter 
dieſe Erklärung abgegeben, iſt ein günſtiges Prognoſtikon dafür, daß 
die Stellung des Erſteren zu dieſen Fragen erfreulicher Weiſe eine 
recht ſtarke iſt. Die Schwankungen der Staatseiſenbahn⸗Einnahmen, 
auf welche Hr. Kalle ſeine Wünſche baſirte, bilden grade eine ſcharfe 
Verurtheilung des Staatsbahnſyſtems. Daß man aber in günſtigen 
Jahren mit den Mitteln leichtſinnig wirthſchaftet, wird am Beſten Da: 
durch verhütet, wenn dem Finanzminiſter gegen den Arbeitsminiſter 
eine recht ſeſte Stellung zu dieſen Fragen angewieſen wird. 
Darin liegt eine beſſere Garantie als in dieſem Geſetz. Die 
Selbſtändigkeit der Eiſenbahnen ijt mir unverſtändlich. Wie würde 
ſich die Sache in der Praxis geſtalten? In günſtigen Jabren 
würde der Finanzminiſter mit abgezogenem Hut vor dem Arbeits⸗ 
miniſter ſtehen und bereitwilligſt nehmen, was derſelbe ihm 
giebt. In ſchlechten Jahren wird der Arbeitsminiſter beim Finanz⸗ 
miniſter anklopfen und ihn bitten: unterſchreiben Sie doch einen 
Wechſel auf fo und fo viel Millionen. Die letzte Poſition, auf welche 
die Herren ſich zurückgezogen, iſt der Antrag Hammacher. Sie fürchten, 
die Wohlfahrt des Landes könnte darunter leiden, wenn wir eine große 
Eiſenbahnſchuld zu verzinſen haben und die Nachbarländer nicht. Die 
Folge des Antrages würde eine erhebliche Vermehrung der allgemeinen 

taatsſchuld ſein. Die Ueberſchüſſe der Eiſenbahnen würden nur dieſen 


\ Abgeordnetenhaus. 
18. Sitzung. 


Berlin, 23. Februar. 11 Uh 
Maybach, Friedberg und Kommiſſarien. : { : 
Eingegangen tt ein Geſetzentwurf betreffend die Errichtung einer 


11 Uhr. 
vez ſiskaliſchen Packhofsanlage in Berlin. 
| 
| 


Am Miniſtertiſche: Bitter, 


uf der Tagesordnung ſteht die zweite Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfs betreffend die Verwendung der Jahres⸗Ueber⸗ 
ſchüſſe der Verwaltung der Eiſenbahnangelegen⸗ 
beiten. Nach § 1 der Waage ſollten ſie verwendet werden: 1) zur 
Verzinſung der Stgatseiſenbahnkapitalſchuld, die auf 1,498,858, 1 (as 
feſtgeſtellt wird; 2) zur Ausgleichung eines ba im Staatshaus⸗ 
halt bis zur Höhe von 2,200,000 Mark und 3) zur Bildung eines 
Reſervefonds, der nach 88 2 bis 4 verwendet werden ſoll zur Ergän⸗ 
ung zu niedriger Ueberſchüſſe bis auf den zur Verzinſung erforderlichen 
Betrag: ferner, foweit er 1 pCt. der Eiſenbahnſchuld überſteigt, zur 
Tilgung dieſer Schuld bis zur Höhe von $ pCt., eventuell noch weiter, 


wenn im Etat nichts Anderes beſtimmt wird. zu Gute kommen und nicht als ein Aequivalent für ſonſtige Schulden 

Die Kommiſſion hat die Vorſchriften ad 1 und 2 aufrecht erhalten, | benutzt werden können. Es iſt ſebr fraglich, ob der Arbeitäminifter 
bogeoen den Rejervefonds verworfen und ftatt deſſen die betreffenden gegenüber dem Druck der Eiſenbahn⸗Intereſſenten die finanzielle Seite 
Ueberſchüſſe zur Tilgung der Eiſenbahnſchuld beſtimmt. Dieſe Vers der Sdche jo ins Auge faſſen würde, wie der Finanzminiſter. Es tit 
wendung ſoll ſchon für das Gtatsjahr 1882—83 eintreten. eine Illuſion, zu glauben, daß die Eiſenbahnverwaltung mit Rückſicht 


Die Tilgung fol nach § 4 der Kommiſſionsbeſchlüſſe — wenn 
die Ueberſchüſſe ſo weit reichen — bis zur Höhe von drei Viertel 
Prozent der Schuldſumme erfolgen 1) durch planmäßige Amortiſation 
der für Eiſenbahnzwecke vor 1879 aufgenommenen Anleihen, 2) durch 
Deckung von ſolchen Staatsausgaben, für welche ſonſt Anleihen 
ee werden müßten, 3) durch Ankauf von Schuldverſchrei⸗ 
ungen. y 

kan, Dr. Hammacher und Kalle (Eſſen) beantragen die 
Nr. 2 fo zu ſaſſen: „Durch Deckung folder für Neu⸗ und Cre 


auf die Finanzen auf etwas verzichten würde, was ſie für ihre Lebens⸗ 
fäbigfeit für nothwendig bielte. Das vorliegende Geſetz ijt einfach ein 
Staatsſchuldentilgungsgeſetz. Es handelt ſich darum, gegenüber der 
vermehrten Staaisſchuld durch die Eiſenbahnen auf Grund dieſer Ver⸗ 
mehrung hin auch eine ſtarke Amortiſation der Staatsſchulden herbei⸗ 
zuführen, und um dafür Zahlen zu finden, haben wir dieſes Geſetz 
gemacht. Nach der Annahme des Antrages Hammacher würden wir die 
Schulden, die wir mit der einen Hand tilgen, mit der andern Hand 
machen. Ich bitte Sie, dieſen Antrag abzulehnen, dagegen die Vorlage 
als das relativ Beſte anzunehmen. di bab des Gelen icht 
* Badener mmacher: Zu meinem Bedauern hat das Geſetz nich 
die Bedeutung eines Elite tigomgeneios: Ich beklage es, 
daß in der Budgetkommiſſton der auf den Reſervefonds bezügliche 
Theil der Bedingungen nicht zum geſetzlichen Ausdruck gebracht wurde. 
Ich exblide in einem Reſervefonds eine Schutzwehr für das Staats⸗ 
budget gegen die ſchwankenden Erträgniſſe der Staatseiſenbahnen. Ich 
halte eine Lostrennung unferer Staatsbahnverwaltung von der allge⸗ 
meinen Finanzverwaltung nicht für wünſchenswerth. Dieſes Geſetz 
bezweckt nur, daß die Finanzverwaltung vinlulirt werden ſolle, bezüglich 
der Verwaltung der Ueberſchüſſe der Eiſenbahnverwaltung und das 
kann ebenſo in dem allgemeinen Rahmen des Staatshaushalts geſchehen. 


Kalle erklärt ſich für die finanzielle Selbſtändigkeit der 
Eiſenbahnverwaltung im Intereſſe derſelben und der Staatsfinanzen, 
um die eigentlichen Zwecke der Verſtagtlichung zu erreichen und das 
Vermögen wie die Ueberſchüſſe beider nicht zu konſundiren. Schwankte 
doch der Neitoüberſchuß aus unſeren Staatsbahnen von einem Jahr 
zum andern um 14 Prozent, d. h. 55 Millionen bei dem jetzigen 
Kapital von 4 Milliarden. So rieſige Differenzen ſind nicht aus⸗ 
zugleichen in einem Staat, der aus direkten und indirekten Steuern 
einſchließlich der Gerichtskoſten nur etwa 210 Millionen einnimmt. 
Der Staat wird in günſtigen Betriebsſahren ſeine Ausgaben 
vermehren oder ſeine Einnahmen durch Steuererlaſſe vermin⸗ 
dern, in ungünſtigen die Deſizits durch Anleihen decken. Es 
entſteht die Gefahr tenden iöſer Aufſtellung des Eiſenbahnetats, in 
dem zahlreiche Poſten ſehr arbiträr ſind, dazu die Verlockung 
u einer die Sicherheit des Betriebes gefährdenden Sparſam⸗ 
eit. In der Selbſtändigkeit der Eiſenbahnverwaltung liegt die 
Garantie für ihre rationelle Wirthſchaft und gegen Raubbau, zugleich 
ein Schutz Gegen das Andrängen auf ungemeſſene Tarifermäß'gungen, 
wobei die Errichtung eines Eiſenbahngerichtshofes nicht pr vermeiden 
ſein wird. Somit iſt die Bildung eines Reſervefonds nothwendig und 
zwar in voller Schärfe, nicht mastirt, um nicht blos die Zinſen, fon: 
dern auch die Amortiſalſonsquoten aufzubringen; ein folder Fonds 
wäre mit 4 Prozent gewiß nicht zu hoch gegriffen. Sollen unſere 
Nachkommen nicht ſchwer geſchädigt werden, fo müſſen wir ftarí amor: 
tifiven und alles dazu verwenden, was nach der Verzinſung und der 
Erfüllung der anderen geſetzlichen Zwecke der Eiſenbahn Verwaltung 
übrig bleibt; 2 Prozent tft zu wenig und in ungünſtigen Jahren wird 
man weniger oder gar nicht amortiſtren, durchſchnittlich weniger als $ 
Prozent, und das rt für die kurze Friſt. die uns gegeben if, nach der 
heutigen Sachlage in den Nachbarländern, ungenügend. Ungewohnt 
und vor den konſtitutionellen Traditionen abweichend mag dieſer Re⸗ 
fervefonds fein, aber der Liberalismus ſoll nicht Selbſtzweck, ſondern 
nur ein Mittel ſein, die Wohlfahrt des Vaterlandes zu fördern. 

Finanzminiſter Bitter: Die Staatsregierung iſt mit dem Kom⸗ 
miifionsentwurf einverftanden. Nur hätte ich gewünſcht, daß die Amor⸗ 
1 richt ſchon im Etat von 1882/83, ſondern erſt in dem von 
1883/84 erfolgte, weil es ſchwerwiegende Nachtheile mit ſich führen 


kann, wenn in den mit Rückſicht auf alle belannten Bebürinifie des 


rathung und Feſtſtellung der Bedürfniſſe der Eiſenbahnverwaltung vor⸗ 
nehmen mit der Prätention, damit ſämzatlichen berechtigten An: 
forderungen zu genügen. Die nothwendige Folge der Ausführung des 
Staatsbahnſyſterns vt eine gewiſſe ee des konſtitutionellen 
Finanz rechtes dieſes Hauſes, und, wenn jetzt Garantien geſucht werden, 
um an konſtitutionellen Rechten zu retten und zu erhalten, was mög⸗ 
lich iſt, ſo folgt daraus nicht, daß wir ſeiner Zeit gegen die Ver⸗ 
taatlichung hätten eintreten müſſen Wir halten die Vortheile der 

zerſtaatlichung der Bahnen für größer als die Einbuße von öffent⸗ 
lichen Rechten, deshalb lautete unſer Votum für die Verſtaatlichung, 
mit dem feften Vorſatz, möglichſt materiell wirkſame Garantien zu 
ſchaffen. Der Schwerpunkt der Fragen liegt im § 4. Schon jetzt be⸗ 
trägt die durch die Verſtagtlichung der Bahnen verurſachte Staats⸗ 
ſchuld über 3 Milliarden Mark und wenn das neue Geſetz durchgeführt 
werden ſollte, jo wird fic) dieſe Schuld auf 44 Milliarden erheben. 
Erfolgt dann die Verſtaatlichung der noch übriggebliebenen Bahnen, 
fo haben wir eine Eiſenbahnſchuld von mehr als 6 Milliarden Mark. 
In Folge der Verſtaatlichung der Bahnen iſt Preußen der größte In⸗ 
duſtrielle der Welt, man kann daher bei der Beurtheilung der Siche⸗ 
rung unſerer Finanzen nicht den gewöhnlichen Maßſtab anlegen. Wir 
haben Rückſicht zu nebmen auf die Schwankungen des wirthſchaftlichen 
Lebens. (Ruf; Leider!) Wir, die Freunde der Staatsbahnen, find 
gerade angeſichts der durch die Geſetzgebung der letzten Jahre geſchaffe⸗ 
nen Verhältniſſe und im Hinblick auf unſere Zuſtimmung zu der Ver⸗ 
wir nun die daraus refultirenden Gefahren abwenden können. 
Sinne kann ich den § 4 in der n nicht als eine aus⸗ 
reichende Schutzwehr erkennen. In Nr. 2 des § 4 follen die Weber 
ſchüſſe zu allgemeinen Staatsausgaben verwendet werden, zu deren Be⸗ 
deckung ſonſt die Emiſſion von Staatsſchuldverſchreibungen erforderlich 
wäre. Dies bedeutet, daß die Ueberſchüſſe der Staatsbahnverwaltung 
zur Deckung des Defizits verwendet werden follen. Iſt das richtig, dann 
werden Sie vielleicht geneigter fein, meinem Untrage zuzuſtimmen. Wenn 
wir hier ein Geſetz annehmen, daß die Ueberſchüſſe der Staatsbahnen als ge: 
wöhnliche Staatseinnahmequelle betrachtet, jo wird die Folge die fein, 
daß alle die wirthſchaftlichen Vortheile, die wir von der Verſtgatlichung 
erwarten, nicht in Erfüllung gehen. Nach dem Geſetz vom 3. November 
1853 wurden die Eiſenbahnabgaben zum Ankauf von Stammaktien der 
Privatbahnen des Landes verwandt. Das hatte den Effekt. daß bereits 
in ſehr anſehnlicher Weile die Aktien der Privatbahnen in die Hände 
des Staates übergegangen waren. In einem Berichte über dieſen 
Gegenſtand aus dem Jahre 1857 wurde unter Zuſtimmung der Regie⸗ 
rung von einem Abgeordneten ausgeführt, daß auf dieſem Wege ſchon 
innerhalb von 25 bis 30 Jahren die größeren Privatbahnen in das Eigen⸗ 
thum des Staats übergegangen wären. Es erfolgten nun von den Geg⸗ 
nern der Staatsbahnen beitändig Angriffe auf die Fortexiſtenz des Geſetzes, 
das leider 1859, als die Regierung eine Kreditvorlage von 30 Mil⸗ 
lionen Thalern für die Koſten der Mobilmachung für den öſter⸗ 
reichiſch⸗franzöſiſchen Krieg hier einbrachte, aufgehoben worden iſt. 
Wir haben uns 1869 auf dieſer Seite des Hauſes mit dem Kon⸗ 
ſolidationsgeſetz einverſtanden erklärt, wonach die frühere obligatoriſche 
Amortisation der Staatsihuld aufhören ſollte. Schon bei der Bee 


n dem 


geſtellt werden, auf die nicht gerechnet war. Ein Präjudig für die 
Etatsauſſtellung kann bieraus nicht hergeleitet werden. Doch kann die 
Regierung darüber ſehr leicht weggehen; denn wäre dieſe Vorlage ſchon 
im vor gen Jahre Geſetz geworden, jo würden in dieſen Etat dieſelten 
Summen eingeftellt worden fein, um die es fic) jetzt handelt. Der 
n der Eiſenbahn⸗ von der finanziellen Geſammtverwaltung 
kann dic Regierung nicht zuſtimmen; He muß an der Einheit aller Ver⸗ 
waltungszweige feſthalten und darauf beſtehen, daß die Refultate der⸗ 
ſelben, ſie mögen gut oder ſchlecht ſein, im Etat ihren gemeinſchaft⸗ 
lichen Ausdruck finden. Der Reſervefonds, wie ihn Herr Kalle ſich 
denkt, würde Mittel erfordern, die keine Verwaltung aufbringen könnte. 
Wir haben jetzt ein Cifenbabntapital von 2 Milliarden; 4 Prozent 
dieſer Summe beträgt 80 Millionen. Schwerlich könnte die Eiſenhahn⸗ 
verwaltung fie entbehren und für den Reſervefonds verwenden. Träte 
nun ein Defizit ein, und könnte dieſe Summe aus dem Reſerve⸗ 
ſo könnte auch die Staatsverwaltung 
nicht eintreten. Soll denn die Eiſenbahnver⸗ 
waltung den Staatskredit in Anſpruch nehmen, ohne daß die gſammte 
Finanzverwaltung dabei mitzuwirken hätte! Das it doch nicht 
denkbar. Die Konſequenzen jener Trennung laſſen ſich gar nicht über⸗ 
ſehen. Die Verſtaatlichung der GCijenbabnen it von der Regierung 
; zu verwalten, fons { 


für dieſe S 


elegenbet des Staats, des Öffentlichen Verkehrs, | 


Wir können hier unmöglich eine bis in alle Einzelheiten gehende Be⸗ 


ſtaatlichung der Privatbahnen doppelt verpflichtet, jetzt zu erwägen, wie 


eine 


In Berlin, Dresden, Görke 
beim „Iuvalidendauk“ 


1882. 


rathung dieſes Geſetzes wurde indeſſen geltend gemacht, daß ſoweit die 
Staatsſchuld aus Eiſenbahnſchulden beſtehe, die Aufhebung der obli⸗ 
atoriſchen Amortiſation nicht als eine ſolide Maßregel an uſehen fet. 
ir haben nach 1870 wohl Ueberſchüſſe im Staatsbaushaltsetat ge⸗ 
habt, aber die Schuldentilgungen jener Jahre haben wir der fran öſi⸗ 
ſchen Kriegskoſen⸗Kontribution zu verdanken. Ich glaube nicht, daß 
wir zu einer Amortiſatien unſerer Staatsſchulden gelan en wenn wir 
fie nicht zu einer ebligatoriſchen machen. De halb will ich Nr. 2 im 
§ 4 am liebſten vollſtändi, ſtreichen, jedenfalls aber nach meinem An⸗ 
trage ändern. Wir halten es für unſere Pflicht, die durch die Ver⸗ 
ſtaatlichung unſerem Finanzweſen drohenden Gefahren fern zu halten. 
Ich möchte Sie deshalb auffordern, meinem Antrage zuzuſtimmen. 
(Beifall links.) 7 ‘ t 

Finanzminiſter Bitter: Wir haben uns bei der Vorlage von 
der Erwägung leiten laſſen, daß wir in dieſen Fragen den Beſchlüſſen 
dieſes Hauſes glaubten folgen zu ſollen. Die Bemerkungen des 
Vorredners bezüglich des Wachſens der Eiſenbahn⸗Staatsſchuld ſind 
nicht gerade unrichtig; die Schuld beruht indeſſen auf realen Werthen, 
die zwar in geringem Maße ſchwanken können, aber dem Lande doch 

enügende Sicherheit bieten. Die Annahme des Antrages Hammacher 
ann ich nicht empfehlen; ich bitte vielmehr den § 4 aufrecht zu ere 
halten, indem ich darauf hinweiſe, daß wir in den Jahren 1870—1874 
aus den Ueberſchüſſen der laufenden Verwaltung 400 Mill. Staats⸗ 
ſchulden getilgt haben. : Se 

Abg. v. Wedel! (Piesdorf): Die Vortheile eines Reſervefonds 
ſind imaginär; derſelbe beſteht eben an ſich aus Schuldtiteln des 
Staates. Die beſte Garantie beſteht darin, daß die Einwirkung dieſes 
Hauſes auf die Verwaltung des Eiſenbahnweſens aufrechterhalten 
wird. Der Munich Kalle's, Ueberſchüſſe zur Amortiſation zu verrens 
den, iſt zwar verlockend, aber nicht rathjam. Es empfieblt ſich, in 
dieſer Beziehung Maß zu halten. Hammacher überſchätzt die Bedeu⸗ 
tung ſeiner Anträge. Jedenfalls wird das, was er wünſcht, ebenſo 
gut durch den Kommiſſionsvorſchlag erreicht, den ich anzunehmen bitte. 

Abg. Büchtemann: Es wird den Herren Nationalliberalen 
recht ſchwer gemacht, die Blöße der Verſtaatlichung zu decken. (Heiter⸗ 
keit.) Obwohl Sie mit Recht auf die möglichen bedeutenden Schwan⸗ 
kungen der Einnahmen hingewieſen und betent haben, daß die Vera 
ftaatlihung zur Einſchränkung unſeres Budgetrechtes führen miiffe, 
find Sie doch entſchloſſen, der Verſtaatlichung zuzuſtimmen. Als 
einziger Vortheil iſt mit dieſer Aufgabe von Rechten eine eventuelle 
Tarifherabſetzung verknüpft, die nach den Erklärungen des Miniſters 
auch ſehr problematiſch iſt. Liegt in dieſen Garantien wirklich ſo viel 
Bedeutung, daß wir der Verftaatlihung zuſtimmen könnten? Wir find 
überzeugt, daß die Garantien Ihnen wenig nützen werden und lehnen 
deshalb das Geſetz ab. Auch die Hammacher'ſchen Anträge ſind ohne 
weſentliche Tragweite. Die Eiſenbahn⸗Einnahmen rein für ſich zu be⸗ 
handeln, iſt nicht wünſchenzwerth. Wir theilen den Standpunkt des 
Finanzminiſters, daß eine Trennung von der allgemeinen Finanzver⸗ 
e ey 115 55 Auch ich bin G Le 

g. Röckerath: Auch ich bin Gegner der Verſtaatlichun 
kann aber mich mit der Taktik des Vorredners nicht W Die 
Privatbahnen können auf die Dauer eine ſelbſtändige Exiſtenz nicht 
mehr friſten; deshalb handelt es ſich um Schaffung genügender Ga⸗ 
rantien. Dieſe erblicke ich wenigſtens theilweiſe in den Anträgen Ham⸗ 
macher⸗Kalle, deren Annahme ich empfehle. 

Abg. Rickert: Ich verſtehe nicht, wie Sie dieſer Vorlage gegen⸗ 
über von konſtitutionellen Rechten ſprechen können. Gerade im Inter⸗ 
eſſe der Stellung des Finanzminiſters, der heute leider nich: mehr die 
hervorragende Bedeutung hat, wie früher, möchte ich in der Abbröcke⸗ 
lung von Rechten nicht weiter gehen und die ganze Vorlage ablehnen. 
Der Schwerpunkt dieſes Hauſes liegt eben im Ausgabebewilligungsrecht. 
Eine ſparſamere r werden Sie erſt bekommen, wenn ihr 
eine entſcheidende Mitwirkung bei der Einnahmebewilligung zugeſtan⸗ 
den en 15 . sfionSbet 

: wird hierauf na en Kommiſſionsbeſchlüſſen gegen Fort⸗ 
ſchritt und Sezeſſion angenommen. Ohne Debatte werden bie $ 2 
und 3 in der Kommiſſionsfaſſung genehmigt, durch welche die Staats⸗ 
eiſenbahnſchuld für den 1. April 1880 auf 1,498,858,100 Mark feſtge⸗ 
ftellt wird. Die neuen Eiſenbabnkredite werden hinzugerechnet, die 
Tilgungen abgerechnet; der zur Verzinſung erforderliche Betrag wird 
für den 1. April 1880 auf 63,914,324 Mark feſtgeſtellt. 

Der Inhalt des § 4, ſowie der Antrag Hammacher iſt oben bereits 


g 


Inferate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Petitzeile ober deren 

Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, ſind an die 

Expedition zu ſenden und werden für die am fol⸗ 

genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 
5 Uhr Nachmittags angenommen. 


a Minni de: Mit dem $ 4 M 
y g. v. Minnigerobe: Mit dem iſt das Möglichſte au 
dieſem Gebiete erreicht; darüber hinaus kann ich mir e rre 
lichen Erfolg nicht verfprechen. Von abfoluten Garantien kann auf 
tiefem Gebiete nicht die Rede fein. Uebrigens ſteht bei der Beritaate — 
lichung die Gewinnung finanzieller Garantien nicht im Vordergrund. 
Die Tendenz des Antrages Hammacher iſt mir durchaus ſympathiſch? 
ich bezweifle aber, ob derſelbe den gewünſchten Effekt haben wird. Ich 
bitte deshalb pure die Kommiſſionsfaſſung anzunehmen. j 
Abg. Hammacher (Chen): Die Eiſenbabnüberſchüſſe ſämmtlich 
zum Ankauf von Staatsſchulden⸗Obligationen zu verwenden, ſcheint 
mir das Naturgemäßeſte zu fein. Jene Ueberſchüſſe dürfen eben nicht 
als Einnahmequelle dienen. Andernfalls würden Sie uns die Noth⸗ 
wendigkeit aufbürden, bei Feſtſtellung der Tarife eine gewiſſe Mitwir⸗ 
kung zu beanſpruchen. Am liebſten wäre mir die Streichung der Nr. 2; ; 
zum Mindeſten bitte ich aber um die Annahme meines Antrages. In 
der Aufnahme einer derartigen Beſchränkung in der Verwendung liegt 
enügende Garantie. 4 N e 
Abg. v. Hüne: Der oytimiſtiſchen Auffaſſung Hammachers kann 
ich nicht beitreten. Ein einziger Fehler in der Zentralleitung kann un⸗ 
ſägliche Folgen haben. Ich theile dic Auffaſſung Röckeraths, daß wir 
trotzdem die Schaffung von Garantien nicht verabſäumen dürfen. Was 
das Geſetz ſelbſt giebt, tit allerdings gering: eine materielle Verſtär⸗ 
kung ijt aber. in dem Antrage Hammacher nicht enthalten. 
Abg. Kalle führt aus, daß die Nr. 2 zu einer Defizitwirthſchaft 
des Staates auf Koſten der Eiſenbahnverwaltung führen würde 
Miniſter Bitter: Auch wir find prinzipiell des Anſicht, daß 
die Eiſenbahnen nicht als Einnahmequelle dienen dürfen. Darum 
können wir aber doch auf die Ueberſchüſſe nicht ſchlechthin verzichten. 
Abg. Schröder (Lippſtadt) regt die Frage an, ob nicht das 
Zuviel an Eiſenbahnen ebenfalls ein Zuſtand ſei, der vermieden wer⸗ 
den müſſe, wird aber vom Präſidenten zur Sache gerufen und ſchließt 


mit der Bitte um Annahme der Kommiſſionsbeſchlüſſe. 
Abg. Röckerath erblickt in dem Antrage Hammacher eine beffere 

Garantie, als fie die Kommiſſionsfaſſung biete, empflehlt daher, den⸗ 

ſelben anzunehmen. N 
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nachdem ein Antrag des Grafen Zieten⸗Schwerin, der die ! 
beiden Vorfigenden des Konſiſtoriums nicht, wie Art. 1 beſtimmte, 
dem Könige und dem Magiſtrat, ſondern dem Könige allein überlaſſen 


die Regierung wenig Werth haben. 


Der Antrag Hammacher wird abgelehnt und § 4 nach dem Kom⸗ 
miſſionsvo ſchlage angenommen, ebenſo die §§ 5 und 6, durch 
welche die Verwaltung des Tilgungsfonds der Staatsſchuldenderwal⸗ 
tung, die Ausführung des Geſeßes dem Eiſenbahn⸗ und dem Finanz⸗ 
miniſter übertragen wird. $ 

Es folgt bie exfte 4 Geſetzentwurfes betreffend eine 


ſtreben, diejenige Seitenlinie . welche in den Plön'ſchen und 


wünſcht. ; 

203 Windthorſt empfiehlt ebenſalls die Annahme der Vorlage 
ohne Kommiſſionsberathung, da es ſich um die richtige Regulirung 
alter Verhältniſſe handele. : + N 

Abg. Kieſchke hält dagegen die Verweiſung an eine Kommiſſion 
für zweckmäßig; die Verhältniſſe liegen doch nicht klar. URN, 

ie Verweiſung an eine Kommiſſton wird abgelehnt; die zweite 
Berathung wird im Plenum ſtattfinden. 

Das Haus erledigt in erſter und zweiter Berathung die Geſetz⸗ 
entwürfe betreffend die Aenderung der Grundbuchordnung, be⸗ 
treffend das Kirchenweſen im Jadegebiet, betreffend die Verjäh⸗ 
rungsfriſten der öffentlichen Abgaben betreffend die Aenderung einiger 
Kreisgrenzen und betreffend die Umgeſtaltung der kur⸗ und neu⸗ 
märkiſchen Aemterkirchenfonds i 

Schluß 3 Uhr. Nächte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Etat des 
Miniſteriums des Innern) 


Herrenhaus. 
7. Sitzung. 

Berlin, 23. Februar, 1 Uhr. Am Miniſtertiſch: v. Goßler und 
Kommiſſarien. Der Geſetzentwurf betreffend Abänderung der Verord⸗ 
nung über die Bildung und den Geſchäftskreis eines evangelijch-refor- 
mirten Konſiſtoriums in der Stadt Frankfurt a. M. wird . 

ahl der 


will, abgelebnt war. 3 E ; 
Die Gefegentwürfe betreffend die Ergänzung der evangeliſchen 


Kirchenverfaſſung und betreffend die Ablöſung der der Stadt Berlin 


zu zahlenden Rente werden ohne Debatte erledigt; die Berichte über 
die Ausführung des Konſolidationsgeſetzes und über die Staatsſchulden⸗ 
verwaltung werden durch Kenntnißnahme für erledigt erklärt. Mehrere 
Petitionen wegen authentiſcher Deklaration des Forſidiebſtahlsgeſetzes 
werden der Regierung zur Erwägung überwieſen. ] 

Schluß 23 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 1 Uhr. (Kleinere 
Vorlagen. 


Politiſche Aeberſichl. 
Poſen, 24. Februar. 
Ueber den Stand der Verhandlungen betreffs der kirchen⸗ 
politiſchen Vorlage wird der „N. Z.“ Folgendes bes 
richtet: Es beſtätigt ſich, daß die Regierung die in erſter Leſung 
in der Kommiſſion gefaßten Beſchlüſſe, betreffend die Zurückbe⸗ 
rufung abgeſetzter Biſchöfe, die Aufhebung des Sulturcramens 
und die Beſeitigung des Inſtituts der Staatspfarrer acceptiren 
wird; das Geſetz würde aber ohne die Artikel 4 und 5 der 
Vorlage, welche ſich mit dem Einſpruchsrecht und der Dispenſa⸗ 
tion der Hilfsgeiſtlichen von der Anzeige beſchäftigen, für 
Die Majorität für ein 
Geſetz auf dieſer Grundlage könnte nach der gegenwärtigen 
Lage der Dinge nur eine klerikal⸗konſervativ⸗polniſche ſein. Die 
freikonſervativen Mitglieder der Kommiſſion erklären, auf ihrer 
Anſchauung beharren zu müſſen, wonach die Rückberufung von 
Biſchöfen nur erfolgen kann, wenn ſie ſich vorher verpflichten, 
die geſetzlich vorgeſchriebene Anzeigepflicht zu erfüllen. Dagegen 
ſind die Freikonſervativen bereit, den Artikel 4 wegen des Ein⸗ 
ſpruchsrechts anzunehmen. Morgen oder übermorgen fol mit 
dem dann zurückkehrenden Abg. v. Bennigſen eine Beſprechung 
über die von den Nationalliberalen den in erſter Leſung gefaß⸗ 
ten Beſchlüſſen gegenüber einzunehmende Stellung ſtattfinden. 
Die Nationalliberalen haben in erſter Leſung im Plenum erklä⸗ 
ren laſſen, daß ſie keine neuen diskretionären Vollmachten, unter 
keinen Umſtänden aber den Biſchofsparagraphen bewilligen wer⸗ 
den. Die Konſervativen ſuchen das Zentrum zu einem Kom⸗ 
promiß zu bewegen. Nicht unwichtig iſt, daß Abg. Windt⸗ 
horſt vorläufig feine für die zweite Leſung in der Kommiſſion 
angekündigten Vorſchläge zu ſelbſtſtändigen Geſetzentwürfen nicht 
einbringen wird, ſondern dieſelben ſich für das Plenum vor⸗ 
ält. 

8 Den Mitgliedern des am 28. d. M. zuſammentretenden 
preußiſchen Volkswirthſchaftsraths ijt bisher 
als einzige Vorlage die Subhaſtationsordnung zugegangen. Die 
„N. L. C.“ hört indeſſen aus zuverläſſiger Quelle, daß ſich der 
Volkswirthſchaftsrath in ſeiner bevorſtehenden Seſſion auch mit 


der Tabaksmonopols⸗Vorlage zu befaſſen haben wird. 


‚Bereits beſchäftigt hat, aufs Neue vorgelegt werden. Als 


ur jollen einzelne Paragraphen des Unfallgeſetzentwurfs, mit 
ſich der Volkswirthſchaftsrath bekanntlich im vorigen Jahre 
fernerer 
\ 
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Gegenſtand der Berathung wird eine das Hauſirgewerbe betref⸗ 
fende Vorlage bezeichnet. 

Der „Reichs anzeiger“ veröffentlicht das Geſetz, nach welchem 
der Reichshaushaltsetat für das Etatsjahr 1882/83 
in Ausgabe auf 610,632,707 M., nämlich auf 531,829,228 
M. an fortdauernden, und auf 78,803,479 M. an einmaligen 
Ausgaben, und in Einnahme ebenfalls auf 610,632,707 Mark 
feſtgeſtellt wird. Gleichzeitig veröffentlicht der „Reichsanzeiger“ 
das Geſetz, betreffend die Aufnahme einer Anleihe füe 
Zwecke der Verwaltungen des Reichsheeres, der Marine und der 
Reichseiſenbahnen, ſowie zur Erhöhung der Betriebsfonds der 
Reichskaſſe im Ganzen bis zur Höhe von 29,674,405 Mark. 

Die Angelegenheit betreffend die Verhaftung des ſozial⸗ 
demokratiſchen Reichstagsabgeordneten Dietz 
iſt in eine recht eigenthümliche Lage gekommen. Nach der Reichs⸗ 
verfaſſung dürfen während der Dauer der Seſſion Reichs tags⸗ 
abgeordnete ohne Zuſtimmung des Reichstags nur dann verhaftet 
werden, wenn ſie auf friſcher That ergriffen werden. Darin 
liegt ein Privilegium des Reichstags. Wird während der Seſſion 
ein Abgeordneter ohne Zuſtimmung des Reichstags und ohne auf 
friſcher That ergriffen zu ſein, verhaftet, ſo iſt damit ein 
Privilegium des Reichstags verletzt. Ein recht wirkſames Mittel 
gegen einen ſolchen Privilegienbruch ſteht dem Reichstage nicht 
zu; das mindeſte Recht aber, was man ihm zuſprechen muß, it 
doch wohl, daß er eine Aufklärung der Thatſachen verlangen 
darf, daß er die Thatſachen konſtatiren darf, um auf Grund der⸗ 
ſelben eine Rechtsverwahrung für die Zukunft einzulegen. Was 
Ergreifung auf friſcher That iſt, wird im Geſetze nicht definirt, 
kann füglich nicht definirt werden. Es iſt ein Begriff, der dem 
täglichen praktiſchen Leben angehört und über deſſen An⸗ 
wendbarkeit man trotz des Mangels einer Definition ſehr ſelten 
Zweifel gehegt hat. Wenn Jemand dabei betroffen wird, 
wie er ſeine Hand in eine fremde Taſche ſteckt, iſt er auf friſcher 
That ertappt. Inwiefern aber Herr Dietz in dem Augenblick, 
als er verhaftet wurde, auf friſcher That betroffen worden iſt, 
iſt uns nie klar geworden. Man ſagt, er ſei bei der fortgeſetzen 
Verbreitung einer ſozialdemokratiſchen Druckſchrift betroffen wor⸗ 
den. Nun iſt aber, wie die „Tribüne“ ausführt, nach neueren 
Nachrichten. das Verfahren gegen den Angeſchuldigten aus Mangel 
an Thatbeſtand eingeſtellt worden, und daraus ergiebt ſich ganz 
klar, daß er auf friſcher That nicht betroffen ſein kann. Wenn 
eine That überhaupt nicht vorhanden iſt, kann ſie auch nie friſch 
geweſen ſein. Weil der Reichstag den Verdacht hegte, eine Er⸗ 
greifung auf friſcher That liege nicht vor, weil der Reichstag 
den Verdacht hegte, ſein Privilegium ſei verletzt, darum erbat er 
ſich eine genauere Auskunft über den Hergang, um konſtatiren 
zu können, daß eine Verhaftung eines Reichstagsabgeordneten 
erfolgt ſei, die nach dem Geſetze nicht hätte erfolgen dürfen, und 
um über Mittel nachzudenken, durch die er ſich für die Zukunft 
vor einer gleichen Verletzung ſeiner Privilegien hüten könne. 
Und jetzt, in dem Augenblicke, wo dieſer Verdacht ſich zu er⸗ 
härten ſcheint, beſchließt der Bundesrath, die erbetene Auskunft 
zu verſagen. Die Frage wird vorausſichtlich den Reichstag auch 
in ſeiner nächſten Seſſion beſchäftigen. 

Die mehrſeitig verbreiteten Meldung, wonach die deutſche 
Regierung Veranlaſſung genommen habe, ſich bezüglich der Aus⸗ 
laſſungen des Generals Skobjelew mit dem Petersburger 
Kabinet in Benehmen zu ſetzen, wird der „N. Z.“ von unter⸗ 
richteter Seite als jeder Begründung entbehrend bezeichnet. Die 
Des avouirung Skobjelew's durch die ruſſiſche Regierung wird 
als ein durchaus ſpontaner Akt derſelben erklärt. 

In der franzöſiſchen Deputirtenkammer er⸗ 
klärte am 23. d. Miniſterpräſident Freycinet auf die be 
zuͤgliche Anfrage Tenot's, die tuneſiſche Frage nehme bie 
Aufmerkſamkeit des Kabinets fortgeſetzt in Anſpruch, zunächſt 
müſſe die finanzielle Lage und die Frage des Protektorats geregelt 
werden, beide Fragen hätten bisher wegen der Maßregeln zur 
Unterdrückung des Aufſtandes nicht zur Erledigung gebracht 
werden können. Die Entwürfe über die Reorganiſation der 
Finanzen und der Verwaltung würden dem Parlamente vorgelegt 
werden, ſobald fie vorbereitet ſeien. Der Handelsminiſter Ti: 
rard legte hierauf einen Geſetzentwurf vor über die zollmäßige 
Behandlung der nach Frankreich eingeführten engliſchen Produkte. 
Die bezügliche Vorlage ſtellt im Prinzip die Behandlung auf dem 
Fuße der Reziprozität und der meiſtbegünſtigten Nation feſt, ohne 
jedoch eine der beiden Nationen vertragsmäßig zu verpflichten. 
Frankreich bleibt mithin in der Lage, ſein Zollreglement zu mo⸗ 
difiziven, wenn die engliſchen Tarife erhöht werden ſollten. Die 
Kammer beſchloß zu der Vorlage die Dringlichkeit. Der radikale 
Deputirte Hugues ſpricht ſich tadelnd aus über die Auswei⸗ 
jung des ruſſiſchen Unterthanen Lawrow. Minijterpräfident 
Freyeinet erklärte, er übernehme die Verantwortung für die 
Maßregel. Nach dem Geſetze vom Jahre 1849, welches diskre⸗ 
tionäre Gewalt verleihe, ſei es ſehr ſchwer, die Ausweiſung von 
Ausländern abzulehnen, die die Sicherheit befreundeter Regierun⸗ 
gen bedrohen. Man müſſe in Gemäßheit der Präzedenzfälle han⸗ 
deln oder ſetze ſich der Gefahr aus, die internationale Sicherheit 
zu ſtören. Er werde einen Geſetzentwurf einbringen, der das Ge⸗ 
ſetz vom Jahre 1849 abändere, bis dahin ſeien alle Verhandlungen 
darüber überflüſſig. Der Zwiſchenfall war damit erledigt. 

Aus Petersburg wird über den Prozeß Trigonja 
telegraphiſch vom 22. d. gemeldet: 

Der Präſident eröffnete das Verhör mit Fragen an die Angeklag⸗ 
ten über ihr Alter, ihren Glauben und ihre Beſchäftigung. Einige 
von ihnen erklären, daß fie Atheisten ſeien, andere, daß fie nur die 
Stimme des Gewiffens als religióie Richtſchnur anerkennen, einige 
wenige bekennen ſich zur orthodoxen Kirche. Die Angeklagten erheben 
zugleich Proteſt gegen die Kompeten; des Gerichtshofes und begründen 
denſelben damit, daß, da ſie eines Verbrechens gegen die Regierun 
angeklagt ſeien, die Regierung hier aber als intereſſirte Perſon auf⸗ 
trete, dieſes Gericht cls ein Organ derſelben keineswegs über fie 


(die Angeklagten) Recht ſpiechen könne, ohne gegen die 
geltenden Geſetze zu verſtoßen, fie erkennen vielmehr 
einig und allein die Kompetenz eines aus Vers 
tretern des Volkes zuſammengeſetzten Gerichts an. Die 


geberden ſich ſebr frech. plaudern 
chen ſich gegenſeitig zu. Der Prä⸗ 
fident gebietet Ruhe und droht bei fortgeſetzter Ruheſtörung die 


Angeklagten verhalten ſich oí 
laut und viel mit einander und la 


1 Der Zutritt zu Den 
handlungen iſt im Allgemeinen aufs Strengſte unterfagt und ftebt 
nur je einem nächſten Verwandten der Angeklagten und auch dieſen 
nur nach vorgängiger Zuſtimmung des Gerichts und unter Vorbrin⸗ 
gung des Beweiſes ihres Verwandtſchaſtsgrades zu. Den Advokaten 
iſt mit Ausnahme der Vertheidiger der Angeklagten der Zutritt gleich⸗ 
falls unterſagt. Bedingungslos und ohne Einbolung der Genehmigung 
des Gerichts ijt nur dem Miniſter des Innern, dem Juſtizminiſter, 
dem Direktor der Reichspolizei und dem Chefredakteur des „Regierungs⸗ 
boten“ der Eintritt zugeſtanden. Alle anderen hochgeſtellten Perſ 
lichkeiten haben ebenfalls nur mit Eclaubniß des Gerichts und zwar 
nur für je eine Verhandlung Zutritt. Die Verbreitung und Tele⸗ 
graphirung der Verhandlungen iſt auf Grund des Zirkulars des Mi⸗ 
niſters des Innern, Grafen Ignatiew, während der Dauer des Pro⸗ 
zeſſes von der Zenſur verboten. 


Schuldigen aus dem Saal zu entfernen. 


Briefe und Zeitungsberichte. 

C. Berlin, 23. Febr. [Die Privilegienfrage. 
Der Welfenfonds. Die Beſetzung des Pader⸗ 
borner Biſchofsſtuhles.] Die Privilegienfrage 
zwiſchen dem Herren- und dem Abgeordnetenhauſe, ob die Geſetze 
über die Verſorgung der Hinterbliebenen der Beamten und über 
die Abänderung des Penſtonsgeſetzes „Finanzgeſetze“ find und 
daher zuerſt dem Abgeordnetenhauſe vorzulegen waren — während 
fie bekanntlich zuerſt im Herrenhauſe berathen worden — wird 
zu keinen erheblichen Weiterungen führen; wenn wirklich, wie in 
der Preſſe behauptet wurde, auf der Linken des Abgeordneten⸗ 
hauſes hier und da die Abſicht beſtanden hat, die Berathung der 
beiden Vorlagen abzulehnen, weil ſie nicht in verfaſſungsmäßiger 
Weiſe an das Haus gelangt ſeien, ſo wird etwas Derartiges 
doch wahrſcheinlich von keiner Seite beantragt, noch viel weniger 
von einer Majorität beſchloſſen werden. Es iſt allzu klar, daß 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen gewiſſen antiparlamen⸗ 
tariſchen Beſtrebungen gar nichts Willkommeneres geſchehen 
könnte, als wenn in einer formell zweifelhaften Frage die 
Liberalen es darauf ankommen ließen, ſachlich wichtige Vorlagen 
um eines Bedenkens willen ſcheitern zu laſſen, welches, mag es 
auch bei anderen Anläſſen praktiſche Bedeutung gewinnen können, 
im vorliegenden Falle ſolche durchaus nicht hat. Die beiden Ge⸗ 
ſetze, um welche es ſich handelt, ſind ſo einfachen — obgleich 
keineswegs unwichtigen — Inhalts, daß die Thatſache des 
zwiſchen der Regierung und dem Herrenhauſe darüber bereits er⸗ 
zielten Einverſtändniſſes auf das Abgeordnetenhaus durchaus 
keinen Druck ausüben kann; man wird ſie in aller Ruhe mit 
etwaigen Abänderungen an das Herrenhaus zurückſchicken können. 
— Bei der Berathung des Antrags der Fortſchrittepartei betreffs 
des Welfenfonds wird wohl auch die Frage der fort⸗ 
dauernden Giltigkeit des Beſchlagnahme⸗Geſetzes von 1869 zur 
Erörterung kommen. Bis zur Uebernahme des Finanzminiſte⸗ 
riums durch den jetzigen Abg. Hobrecht fand die Verausgabung 
des Welfenfonds derart ſtatt, daß die Ueberſchüſſe unter die ver⸗ 


{ 
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ſchiedenen Miniſterialreſſorts behufs der Verwendungen, welche mann 


als „Abwehr welfiſcher Unternehmungen“ bezeichnete, vertheilt wur⸗ 
den; ob zu gleichen Theilen oder mit einem Löwenantheil zur 
Verwendung durch den Miniſterpräſidenten, wie gelegentlich be⸗ 
hauptet worden, das ſteht dahin. Herr Hobrecht nun ſoll, nach⸗ 
dem der König Georg geſtorben war, in Zweifel gezogen haben, 
daß das Beſchlagnahme⸗Geſetz, welches ſeinem Worilaute nach 
nur gegen den König Georg gerichtet war, ſich auch auf deſſen 
Erben beziehe, und er ſoll deshalb die Auszahlung der Zinſen 
behufs der bis dahin ſtattgehabten Verwendung inhibirt haben. 
Daß etwas Derartiges wirklich geſchehen und der erſte Anlaß 
zur Entfremdung zwiſchen dem Fürſten Bismarck und Herrn 
Hobrecht geweſen iſt, ſcheint gut verbürgt; wie die Sache ſich aber 
weiter entwickelt hat, ob und wie das Rechtsbedenken beſeitigt 
worden, darüber iſt nichts bekannt geworden. Daß di 

rechtliche und die thatſächliche Lage betreffs des Welfenfonds 
aber aus mancherlei Gründen mit einander nachgerade 
nicht mehr in Einklang ſtehen, läßt ſich wohl von keinem Stand⸗ 
punkt aus beſtreiten. Die Angelegenheit iſt nur leider in jeder 
Beziehung gründlich verfahren worden. Es wird nicht be⸗ 
zweifelt, daß die Beſetzung des Paderborner Biſchofs⸗ 
ſtuhls ebenfalls binnen kurzer Zeit erfolgen wird. Die Hinder⸗ 
niſſe, welche hier, ähnlich wie in den vorher erledigten Fällen, 
zu beſeitigen ſind, haben inſofern wenig zu bedeuten, als das 
von der Regierung feſtgehaltene Beſtreben, nur im kirchenpoliti⸗ 
ſchen Kampfe als zurückhaltend erwieſene Perſönlichkeiten als 
neue Biſchöfe zuzulaſſen, kompromittirte Geiſtliche aber auszu⸗ 
ſchließen, im Vatikan auf keinen Widerſtand ſtößt — nach dem 
oft bethätigten Grundſatz der Kurie, für ihre ſachlichen Zwecke 
auch die um ſie verdienteſten Perſönlichkeiten unbedenklich zu 
opfern. Es iſt in dieſer Beziehung bezeichnend, daß der Weih⸗ 
biſchof Gleich in Breslau, obgleich von der Regierung als Bis⸗ 
thumsverweſer zugelaſſen, nicht als persona grata für bas fürſt⸗ 
biſchöfliche Amt bezeichnet wurde, weil er bis zu Förſters Tode 
die geheime Leitung der Didzefe geführt hatte. 


Locales und Provinzielles. 
Bojen, 24. Februar. 


— [Eine Petition pepe den Kultusmi⸗ 
nifter von Goßler.] Obgleich der Unterrichtsminiſter 
Dr. Falk mittels Erlaſſes vom 18. ar 1876 die allge⸗ 
meinen Grundſätze für die Leitung des katholiſchen Religions⸗ 
unterrichtes durch die katholiſchen Geiſtlichen in den Volksſchulen 
aufgeſtellt hat, jo find in der Erzdiözeſe Gneſen⸗Poſen infolge 
der oppoſitionellen Stellung, welche hier die katholiſchen Geiſt⸗ 
lichen der Staatsregierung geg einnehmen, nur wenige der⸗ 
ſelben mit der Leitung und Beaufſichtigung des gen. Unterrichts 
in den Volksſchulen betraut. Seitdem nun auch der frühere 
Kultusminiſter v. Puttkamer durch Erlaß vom 21. Januar 


| 1880 angeordnet hat, daß die in jenem Erlaß vom 18. Febr. 
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1876 aufgeſtellten Grundſätze auch in Bezug auf den evange⸗ 


' $ liſchen Religionsunterricht in Volks⸗ und Privatſchulen zu ents 
ſprechender Anwendung zu bringen ſeien, haben die katholiſchen 
Geiſlichen der Erzdiözeſe Gneſen⸗Poſen ſich es ſehr angelegen 
ſein laſſen, Mittel und Wege zu erfinden, um mit Umgehung 
des Falkſchen Erlaſſes die Berechtigung zur Leitung und Beauf: 
ſichtigung des katholiſchen Religionsunterrichts in den bezeichneten 
Schulen zu erlangen. Man iſt nun ſchlüſſig geworden, dieſerhalb 
an das preußiſche Abgeordnetenhaus eine Petition zu richten, in 
welcher, wie der „Kur. Pozn.“ mittheilt, „Beſchwerde geführt werden 
ſoll über die in unſerem (dem Poſen'ſchen) Landestheil ſtattfindende 
„Vergewaltigung des Artikels 24 der Verfaſſung“, wonach den 
Religionsgemeinſchaften das Recht über die Leitung und Beauf⸗ 
ſichtigung des Religionsunterrichtes freiſteht. Der „Kuryer“ 
fordert behufs Sammlung von Material, welches dieſer Petition 
zu Grunde gelegt werden ſoll, die Geiſtlichen auf, anzugeben, 
welche von ihnen mit der Leitung des in Rede ſtehenden Unter⸗ 
rlichts betraut find. Das gen. Blatt ſcheidet hier ſtreng Schul: 
aauſfſicht von der Beaufſichtigung des Religionsunterrichtes und 
giebt zu, daß die Enthebung der Geiſtlichen von der Schul⸗ 
inſpektion durch das Geſetz herbeigeführt iſt, dagegen wird die 
Ausſchließung von der Leitung des Religionsunterrichtes eine 
„Vergewaltigung“ des Artikels 24 des Verfaſſungsgeſetzes ge: 
nannt, welcher bis jetzt noch nicht aufgehoben iſt. — Die Herren 
Geeiſtlichen ſollten doch wiffen, daß, wenn fie im Auftrage einer 
vom Staate anerkannten geiſtlichen Behörde die Leitung des Reli⸗ 
gionsunterrichtes übernehmen würden, ihnen keinerlei Schwierig: 
keiten gemacht werden würden. . 

— [Die deutſchen Katholiken des Kreiſes 
Kröben!] haben, wie dem „Kuryer Poznanski“ aus Berlin 
mitgetheilt wird, an den Abgeordneten Dr. v. Stablewski eine 

Aibreſſe gerichtet, in welcher demſelben der Dank für die Verthei⸗ 
digung der kirchlichen Angelegenheiten in ſeiner am 7. d. Mts. 
„im Haufe der Abgeordneten gehaltenen Rede ausgeſprochen wird. 
Gleichzeitig haben die Unterzeichner jener Adreſſe die Erklärung 
‘bgegeben, daß fie feſt zu den Polen ſtehen und auch fernerhin 
neben werden, und daß fie dieſes bei den Wahlen ſtets bekunden 
werden. Dieſe Adreſſe iſt nur von — Deutſchen 
unterzeichnet, von Leuten, welche beſcheiden genug ſind, 
ſich von dem polniſchen Klerus, unter deſſen agitatoriſchem Einfluſſe 

ſie ſtehen, als Marionetten benutzen zu laſſen. RN 
r. Ein Heiner Brand brad) beute Mittags in der Remife eines 
biefigen Droguenhändlers auf dem Grundſtücke Schützenſtraße 2 aus, 
indem dort die Strohverpackung von Schweſel⸗ und Salzſäure⸗Ballons 
in Brand gerathen war. Durch die Hausbewohner wurde das kleine 
ok 5 5 bald gelöſcht, ſo daß die herbeigerufene Feuerwache nicht in 


ar 


ätigkeit zu treten brauchte. : : 
: In Dembſen brach geſtern Vormittags 104 Uhr ein Brand 
aus, durch welchen bei dem herrſchenden ſtarken Winde 10 Wirth⸗ 
ſchaften in Aſche gelegt wurden. Aus der Stadt Poſen war die 
Landſpritze zu Hilfe geeilt. Wie wir hören, hat Oberſtlieutenant 
3 v. Bo slash mit den Mannſchaften feines Bataillons bei den Löſch⸗ 
und Rettungsarbeiten ſehr wirkſame Hilfe geleiftet. 


* 


SA O AE CRATE 
q Gelegraphifche Nachrichten. 

£ Dresden, 23. Februar. Die Königin iſt heute Nach⸗ 
mittag zum Kurgebrauch nach Mentone abgereiſt. 

Bremen, 23. Februar. Die Rettungsſtation Fersbölt der deutſchen 
Geſellſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger meldet; Am 23. Februar von 
dem norwegiſchen Schooner „Martin Luther“, Kapitän Olſen, ge: 

ſtrandet zwiſchen Vitte und Jershöſt, 6 Perſonen gerettet durch den 
RNaleten⸗Apparat der Station Jershöft. 
1, ien, 23. Februar. Das Abgeordnetenhaus hat den 
Geſetzentwurf über die Einführung von Ausnahmegerichten in 
Dalmatien mit 262 gegen 6 Stimmen angenommen. Der 
Jiuſtizminiſter hatte die Vorlage vorher begründet, der Abge⸗ 
ordnete Kopp hatte erklärt, daß die Linke nach den von der 
Regierung gegebenen vertraulichen Aufklärungen für die Vorlage 
ſtimmen werde. 
2 Rom, 23. Februar. Der Papſt wird nächſten Sonntag 
die belgiſchen Pilger empfangen. Zwiſchen der ſpaniſchen Regie⸗ 
rung und dem Vatikan iſt ein Einvernehmen dahin erzielt, daß 
die ſpaniſchen Pilger ſich nicht auf ein Mal, ſondern ſprengel⸗ 
A weiſe unter Führung der Biſchöfe nach Rom begeben. 
el om, 23. Februar. Der Deputirte Crispi wird in etwa 
s bis 10 Tagen den Bericht über den Geſetzentwurf betr. bie 
Auslieferung von Verbrechern der Kammer vorlegen. ö 
Paris, 23. Februar. Der ruſſiſche Botſchafter Fürſt 
Drlow begiebt ſich heute Abend von hier direkt nach Moskau, 
am feinen älteſten Sohn einem dortigen Lyceum zur Aufnahme 
zuzuführen. ; 
Die hieſige ruſſiſche Kolonie tadelt — wie die „Agence 
Havas“ meldet — allgemein das Verhalten des Generals 
Skobjelew, glaubt aber nicht, daß der bedauerliche Zwiſchenfall 
den guten Beziehungen zwiſchen Oeſterreich, Deutſchland und 
Rußland irgendwelchen Eintrag thun werde. 
N Paris, 23. Februar. Gutem Vernehmen nach wurde dem 
General Skobjelew der Befehl, ſofort nach Petersburg zurück⸗ 
ziukehren, von der hieſigen ruſſiſchen Botſchaft geſtern zugeſtellt. 
ay. Paris, 22. Februar. Die hieſige ruſſiſche Botſchaft iſt 
angewieſen worden, dem General Skobjelew die kaiſerliche Ordre 
Fzz!ugzuſtellen, unverzüglich nach Petersburg guriidjutehren. Wie es 
ri heißt, befindet fic) General Skobjelew zur Zeit in London. y 
1 Paris, 23. Februar. Das „Journal officiel“ veröffent⸗ 
licht die Ernennung des bisherigen Miniſterreſidenten in Tunis, 
Nouſtan, zum Geſandten in Wajbington und die Ernennung des 
ye ee des Departement Nord, Cambon, zum Minifterrefidenten 
in Tunis. 
f Petersburg, 22. Februar. Die gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen in dem politiſchen Prozeße gegen Trigonja, Suchanow 
und Genoſſen wurden geſtern Vormittag 11 Uhr eröffnet, von 
den 21 Angeklagten nahmen nur 20 auf der Anklagebank Platz, 
gegen den Angeklagten Tetſchinin iſt wegen Geiſtesgeſtörtheit die 
Anklage zurückgezogen. Die Staatsanwaltſchaft war durch 
Murawjew und zwei andere Beamte vertreten. Von den Ange⸗ 
ten haben nur 15 ſich Vertheidiger gewählt, die übrigen 
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haben auf Vertheidiger verzichtet. Die Prozeßverhandlungen 
dürften die ganze Woche bis zum Sonntag in Anſpruch nehmen. 

Konſtantinopel, 22. Februar. Zu Ehren der außer⸗ 
ordentlichen preußiſchen Geſandtſchaft fand geſtern auf der deut⸗ 
ſchen Botſchaft ein Diner ſtatt. Heute beſuchte die Geſandtſchaft 
das Schatzhaus und andere Sehenswürdigkeiten und ſpeiſte bei 
dem Miniſterpräſidenten Said⸗Paſcha. 

Kairo, 22. Februar. Wie es heißt, hätte die Regierung 
beſchloſſen, ein neues Miniſterium für Sudan und deſſen Depen: 
denzen zu bilden. 


Verantwortlicher Redatteur: Y. Bauer m Poſen. — 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Februar. 


Dat Barometer auf U emp. 
S ri 1 Gr. reduz. in mm. Wind. | Wetter. i. Celſ. 
82 m Seeböhe tk Grad. 

23. Nachm. 2 753,2 NW ſtark bedeckt Regen 5,2 
23. Abnds. 10 755,9 NW ſtark bedeckt Regen +5,6 
24. Morgs. 6 757,7 NE lebhaft bedeckt +5,4 


Am 23. Wärme⸗Maximum + 7% Celſ. 
2 »Wärme⸗Mimimum + 34 = : 


Wetterbericht vom 23. Februar, 8 Uhr Morgens. 


Brom. 0. 0 Or. : Temp 
Ox t. nado. Meeres nin Win d. | Better ji Celſ 
e rebus, in mm. Grad 
Mullaghmore 77¹ W 3 bedeckt 
Aberdeen 766 WSW Iſheiter d 
Shriftianfund = 
Kopenhagen 757 WRIB Sihebedt 6 
Stockholm 744 TENIS Gibalb bedeckt 2 
Daparanda 728 [018 wolfig —12 
eteröburg . 730 WNW 2 bedeckt —2 
Moskau. 735 SSW 1 Schnee 10 
Cork, Queenft. 713 DSO 2 bedeckt 27 6 
Breſt 712 5 3 wolkenlos 4 
Helder 770 WSW̃ 1 wolkig n 
SF 764 Pit; Abedeckt 5 
Hamburg 266 W bedeckt 5 
Swinemünde 760 W bedeckt 6 
Neufahrwaſſer 753 WNW. 7 bedeckt a) 6 
Memel! 747 WNW Zbedeckt ) 2 
Paris. 774 N 1 Nebel —0 
Miner . 20 W Dunſt 4) 2 
Karlsruhe 773 SW 3 wolkenlos ) 2 
Wiesbaden 771 SW 1 bedeckt 4 
München 772 SW 3 beiter —1 
Leipzig 768 W 4 bedeckt 5 
Berlin 764 Sw 3¡Regen 6 
Wien 767 W 6) wolfenlos 5 
Breslau 764 IB 6 bedeckt 6) 4 
Ile d' Ain | 77¹ SO 4 wolkenlos 3 
Nizza 771 NO 2 wolkenlos 7 
Ea A 771 ſtill halb bedeckt 4 
1), 1 leicht. ) Nachts ſchwerer Sturm. *) Grobe See, 
. Reif. 0 dneebden, Abends ſtürmiſch. ) Abends regneriſch. 
eif. 


5) Nachmittags Schneeflocken, Abends Regen. 

& für die Windſtärte: A 
_ 1 leiſer Zug, 2 = leicht, 3 = jhwad, 4 = mäßig. 5 = 
friſch 6 == ſtark, 7 = fieif, 8 = ſtürmiſch. 9 = Sturm, 10 = ftart 
Sturm, 11 = heftiger Sturm, 12 Orkan. 

phlei dete Die Stationen find in 4 Gruppen geordnet: 
1. Nordeuropa, 2. Küſtenzone von Irland bis Oſtpreußen, 3. Mittels 
Europa ſüdlich dieſer Zone, 4. Südeuropa. — Innerhalb jeder Gruppe 
iſt die Richtung von Weſt nach Oſt eingehalten. 

Ueberſicht der Witterung. y 

Während die Depreſſion, welche geſtern über Nordſkandinavien 
lag, oſtwärts fortgeſchritten iſt, ſind über Südſkandinavien und an der 
deutſchen Küſte die Winde ſtark aufgefriſcht und erreichten geſtern 
Abend und in der Nacht vielfach volle Sturmesſtärke, insbeſondere an 
oſtdeutſcher Küſte, wo ſtellenweiſe ſchwerer Weſtſturm herrſchte. Ueber 
der Nordhälfte Zentral⸗Europas iſt bei weſtlichen, in den Küſtengebieten 
ſtellenweiſe ſtürmiſchen Winden das Wetter warm, vorwiegend trübe, 
jedoch ohne erhebliche Niederſchläge; über der Südhälfte ſtill, theils 
heiter, theils nebelig, bei nahezu normalen Wärmeverhältniſſen. 


Deutſche Seewarte. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 23. Februar Morgens 1.10 Meter. 
2 2. 7 Mistags 1,20 2 
2 z 24 2 Morgens 1,20 = 


Telegraphiſche Vörſenberichte. 
Fonds⸗Courſe. } 

Frankfurt a. M., 23. Februar (Schluß⸗Courſe.) Matt auf Berlin. 
Lond. Wechſel 20,465. Pariſer do. 81,10. Wiener do. 169,80, K.⸗W.. 
St.⸗A. —. Rheiniſche do. —. Hei. Ludwigsb. 1003. K.⸗M.⸗Pr.⸗Anth. 
1 Reichsanl. 101. Reichsbank 1484. Darmſtb. 1514 Meininger 
B 873. Oeſt.⸗ung. Bk. 693,00. Kreditaktien 2653 Silberrente 653. 
Papierrente 624. Goldrente 76. Ung. Goldrente 723 1860er Looſe 
1187. 1864er Looſe 329,00. Ung. Staatsl. 221,00. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
914. Böhm. Weſtbahn 2523 Eliſabethb. —. Nordweſtbahn 1704. 
Galizier 2454. Franzoſen 2534. Lombarden 1064. Italiener 
861. 1877er Ruſſen 863 1880er Ruſſen 69. II. Orientanl. eek 
Zentr.⸗Pacifie 1114, Diskonto⸗Kommandit —. III. Orientanl. 56 
Wiener Bankverein 96. ungariſche Papierrente —. Buſchtiehrader — 
Jung Dresdner — UES 

Nach Schluß der Börſe: Rreditaltien 2568, Franzoſen 254, Ga 
lizier 2463, Lombarden 1074, II. Orientanl. —, DL Orientanl. — 
öſterr. Goldrente —. . 

Frankfurt a. M., 23. Februar. Effekten⸗Sozietät. Kreditaktien 
2573, Franzoſen 2544, Lombarden 1073, Galizier 2463, öſter⸗ 
reichiſche Goldrente 78%, ungariſche Goldrente 1004, ll. Orientan⸗ 
leihe 563, öſterr. Silberrente 644 Papierrente 63. 11 Orientanl. —, 
5 Papierrente —, 1880er Ruſſen —. Darmſtädter Bank 1524, 
4 pCt. Ungar. Goldrente 72}. Wiener Bankverein —. Diskonto⸗Kom⸗ 
mandit —. 1860er Lofe —. wach. WY E 

Wien, 23. Februar. (Schluß⸗Courſe.) Anfangs ftimulirte die 
Rückberufung Skobeleff's und die erwarteten Diskontoermäßigungen, 
zum Schluß drückten die Berliner Berichte. 

Papierrente 73,80. Silberrente 75.30. Oeſterr. Goldrente 91,80, 
Ungariſche Goldrente 118,00. 1854er Looſe 119,00 1860er Looſe 
128,00. 1864er Looſe 171.20. Kreditlooſe 174,50. Ungar. Prämienl. 
112,50. Kreditaktien 294,00. Franzoſen 299,00. Lombarden 126,00, 


Galizier 288,00. Kaſch.⸗Oderb. 138,00. Pardubitzer 146,00. Nordwefl⸗ Me 


bahn 3 Eliſabethbahn 204.50. Nordbahn 2412,50. Oeſterreich. 
ungar. Bank —.—. 
Auſtr. 114,25. Wiener Bankverein 103,00. Ungar. Kredit 286,25, 


Türk. Looje —— Untonbant 114,20. Anglo: | 


PORTAL RIA A O BR ET N 


Czernowitz ——. K 
Bodenbach ——. Böhm. Weſtbah 
4tprozent. ungar. 
ungariſche Papierrente 84,60 


Paris, 23. Februar. (Schluß ⸗Courſe.) Träge. 

Zproz. amortiſirb. Rente wig 3pro;. Rente 82824, Anleihe de 
1872 114,65, Italien. 5proz. Rente 85,75, Oeſterr. Goldrente 
——, Gyr. ungar. Goldrente ——, 4proz. ungar. Goldrente — 
5 proz. Ruſſen de 1877 —, Franzoſen 627,00, omb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 272,50, Lomb Prioritäten 273,00, Türken de 1865 11,15, 
ee rs ana au 6% 

redit mobilier 582, Spanier exter. 26%, do. inter. —, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien 2240 Banque ottomane 694, Union gen. —, Credit 
foncier 1525,00, Egupter 325,00, Banque ve Paris 1085,00, Banque 
d'escompte 603,00, Banque hypothecaire —, Londoner Wechfel 25,29, 
Soa ir de nee Te 

Baris, 22. Januar Boulevard > Berlehr. 3 proz. Rente 82,85, 
Anleihe von 1872 114,80, Italiener ——, onen. Golbrente —, 
Türken 11,20, Türkenlooſe ——, Spanier inter. — do. ertör, 
26h, ungat. Goldrente ——, Egypter 323,00 Zproc. Rente —,—, 
1877er Ruſſen —, Franzoſen —.—. Lombarden ——. Träge. 

London, 23. Februar. Conſols 100%, Italien. Sproz. Rente 
841, Lombard. 10%, 3pro3. Lombarden alte —, Iproz. Do. neue —, 
Sproz. Ruſſen de 1871 844, öproz. Ruſſen de 1872 84 Sproz. Ruſſen 
de 1873 823, Hproz. Türken de 1865 11, 3¿pro;. fundirte Amerikaner 
1033, Oeſterr. Silberrente —, do. Papierrente —. Ungarische Golds 
rente 71, Oeſterr. Goldrente —, Spanier 262, Egypter 644, proz. 
preuß. Conſols 993. 4proz. bar. Anleihe —. Ruhig. 

Platzdiscont 44 pCt. Silber —. 

o flofien zus 9 PR: Stel, 

echſelnotirungen: Deutſche Plätze 20,71. Wien 19,15, ut 
2557, be chen, BBR hem 

Petersburg, 23. Februar. Wechſel auf London 244, II. Orient⸗ 
Anleihe 893 UI. Orientanleibe 804. , “a 

Florenz, 23. Februar. 5pCt. Italien. Rente 90,30, Gold 21,12. 

geln, 23 Februar. (Getelvemantt) To 

u, 2 ebruar. etreidemarkt. eizen hieſiger loco 24.00, 
fremder loco 23,50, pr. Nas 22,65, per Mai 9245 oe uli 22,15, 
Roggen loco 20,00, pr. März 16,70, per Mai. 16,60, per yu 16,20, 
Hafer loco 16,50. Rüböl loco 30,20, pr. Mai 29,00, per Oktober 29,00. 
Bremen, 23. Februar. Petroleum. (Schluß bericht) eft. 
Standard white loco 7,25, pr. März 7,25 Br., per April 7,40 Br. 
per Mai 7,55 Br., pr. Auguſt⸗Dezember 8,15. Br. A 

Hamburg, 23. Februar Getreidemarft. 
Termine matt. Roggen loco flau, auf 
per April⸗Mai 222,00 Br., 221,00 Gd 
221,00 Gb Roggen per April:Mai 163,00 Br., 162,00 Gd. per 
Rüböl 
per Februar 
40 Br., per 


„ Kaffee Sad. 
Petroleum bebpt., Standard rable loco 7,60 Br., 7,50 Gd., der Febr. 


Wien, 23. Februar. e Weizen pr. Srübiahr 12,42 G., 


Sim 760 di. {oh 5 5 ais pr. Mai⸗ 
Beft, 23. Februar. oduktenmarkt. Weizen loco feft, 
Termine ruhig, pr. Frühjahr 12,25 Gd., 12,28 Br., pr. Herbſt 1115 ou 
11,20 Br. — Hafer pr. Frühjahr 8,30 Gd. 8,35 Br. — Mais pr. 
er 7,35 Gd., 7,38 Br. — Kohlraps pr. Auguſt⸗Sepember 13%. 
— Wetter: —. 

Paris, 23. Februar Produktenmarkt. (Schlußbericht.) Weize 
weich, per Februar 29,80, per März 29,80, ver Mary Suni 29,80, 
ver Mai-Auguit 29,39. — Roggen ruh., per Februar 20,00, per Mais 
Auguſt 19,50. — Mehl 9 Marques weich., per Februar 63,00, per März 
62,50, per März⸗Juni 62,50, per Mai-Auguit 62,50. — Rüböl träge, 
per Februar 70,50, per Mürz 71,25, per Mai⸗Auguſt 72,75, ver Sept. 
Dezember 73,75. — Spiritus träge, per Febr. 57,50, per März 58,25, 
Mai⸗Juni —, ver Mai⸗Augußf 60,50. — Wetter: Schön. 

Paris, 23. Februar. Rohzucker 88% loco ruhig, 56,00 a 56,25. 
Weißer Jucker ruhig, Nr. 3 pr. 100 Rilogr. per Febr. 64,75, per 
März 65,00, pr. März⸗April 65,25, ver Mai⸗Auguſt 66,75. 

3 45 Be 8 Nr. 12 24. Schwach. 

ondon, 23. Februar. An der Küſte angeboten 16 Weizen⸗ 
ladungen. — Wetter: Trübe. y er 

Glasgow, 23. Februar. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbers 
warrants 48 sh. 7 d. 


Liverpool, 23. Februar. Baumwolle. (Anfangsbericht.) Muth⸗ 


maßlicher Umſatz 8000 Ballen. Felt. Tages import 6000 Ballen 
ee 98, $e A 

verpoo!, 23. Februar. Baumwolle. (Schlußbericht.) Umia 
10000 Ballen, davon für Spekulation und Export 1000 Ballen 
a Middl. amerikaniſche März⸗April⸗Lieferung 645, Aprile 
Mai-Xieferung 34, Mai⸗Juni⸗Lieferung 684, Juni⸗Juli⸗Lieferung 644, 
Juli⸗Auguſt⸗Lieferun 50 


61 d. 

Antwerpen, $, Februar. Petroleummarkt. 
Raijfiniites, Tyde weiß, loco 184 bez. 184 Br., pr. März 18} 
per April 188 Br., pr. Sept.⸗Dez. 20} bez. und Br. Feſt. 

Amſterdam, 23. Februar. ln 54 Weizen auf Termine 
unverändert, per März 314, per Mai 304. Roggen loto flau, auf 
Termine geſchäftslos, per März 190, per Mai 190. — Raps per 
Frühjahr 346, per Herbſt 356. Rüböl loco 324, per Mai 323, per 


Herbſt 32%. y 
(Getreidemarkt.) Alle Artikel außer 


es 
r. 


Leith, 22. Februar. ( 
ordentlich flau, Mehl niedriger, andere Getreidearten unverändert. 

Rio de Janeiro, 22. Februar. Wechſelcours auf London 204, 
do. auf Paris 463. — Tendenz des Kaffeemarktes: Felt. Preis 
für good first 4000 A 4150. Durchſchnittliche Tageszufuhr 5500 
Sack. Ausfuhr nach Nordamerika 64,000 Sack, do. nach dem 
nal und Nord⸗Europa 20,000 Sack, do. nach dem Mittelmeere 2500, 
Vorrath von Kaffee in Rio 102,000 Sack. 


Allen Freunden und Bekannten, theilen wir tiefbetrübt 
mit, daß am 21. d. Mis, um 94 Uhr Abends, nach kurzem 


ae Pr. Catharina von Lodrióska 


ſanft entſchlaſen tft. 
Die Beerdigung findet Sonnabend, den 25. d. M. Nach⸗ 
$ ne > Uhr, vom Trauerhauſe, Berlinerſtraße Nr. 20, 
au att. 

Poſen, am 23. Februar 1882. 


„Die Hinterbliebenen. 


